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Antrag
des Landes Schleswig-Holstein 

Entschließung des Bundesrates - Nachrüstung von Diesel-Kfz mit 
wirksamen Stickoxidkatalysatoren 

- Antrag der Länder Berlin und Brandenburg -

Punkt 12 der 969. Sitzung des Bundesrates am 6. Juli 2018

Der Bundesrat empfiehlt, die Entschließung nach Maßgabe folgender Änderung 

beim Deutschen Bundestag einzubringen:

Die Entschließung ist durch folgenden Text zu ersetzen:

1. Der Bundesrat begrüßt die von der Bundesregierung initiierten Maßnahmen 

des Nationalen Forums Diesel und des Programms „Saubere Luft 2017-

2020“. Diese tragen zu einer Verringerung der Stickstoffdioxidbelastung bei 

und haben eine weichenstellende Funktion im Hinblick auf die Gestaltung 

einer mittel- und langfristigen urbanen Mobilität. Er befürchtet, dass die ge-

nannten Maßnahmen in vielen Städten nicht ausreichend sind, um die 

Grenzwerte bis 2020 einzuhalten. Um eine schnellere und nachhaltige Min-

derung der Immissionsbelastung zu erreichen, bittet der Bundesrat, die vom 

Bund bereit gestellten Mittel zu erhöhen und über einen Zeitraum von meh-

reren Jahren zu verstetigen. 

2. Der Bundesrat stellt fest, dass die Stickstoffdioxidbelastung im Jahr 2017 in 

66 Städten deutlich über dem bereits seit dem Jahr 2010 aus Gründen des 

Gesundheitsschutzes einzuhaltenden Jahresmittelgrenzwert von 40 

Mikrogramm pro Kubikmeter lag. Es ist erforderlich, dass im Hinblick auf 

den Gesundheitsschutz der Bürgerinnen und Bürger weitere kurzfristig wirk-

same Maßnahmen zur Verringerung der Stickstoffdioxidbelastung umgesetzt
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werden. Der Klagebeschluss der Kommission vom 17. Mai 2018 im Ver-

tragsverletzungsverfahren wegen Überschreitung der Stickstoffdioxidgrenz-

werte und Urteile nationaler Gerichte unterstreichen diese Position. 

3. Der Bundesrat sieht in der technischen Nachrüstung ein wesentliches und 

notwendiges Element zur Verringerung der Stickstoffdioxidbelastung. Die 

Kosten sind entlang des Verursacherprinzips zu tragen. Manipulierte Fahr-

zeuge müssen in jedem Fall auf Kosten der Hersteller nachgerüstet werden. 

4. Der Bundesrat stellt fest, dass in der Bundesregierung weiterhin unterschied-

liche Auffassungen zur Notwendigkeit von Hardwarenachrüstungen beste-

hen. Er bittet die Bundesregierung, die rechtlichen, finanziellen und techni-

schen Fragen zügig zu klären und zu einer einheitlichen Bewertung zu kom-

men. 


